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Stellungnahme des Deutschen Pflegerates e. V. (DPR) zum  

Entwurf eines Gesetzes für eine Apothekenhonorar- und 

Apothekenstrukturreform (Apotheken-Reformgesetz –  

ApoRG) 

 

 

Der Deutsche Pflegerat (DPR) vertritt als Dachverband der bedeutendsten Berufsverbände 

des deutschen Pflege- und Hebammenwesens die Positionen der Pflegeorganisationen und 

ist primärer Ansprechpartner für die Politik. Zugleich bedankt sich der DPR für diese 

Gelegenheit, Stellung zum Entwurf eines Gesetzes für eine Apothekenhonorar- und 

Apothekenstrukturreform (Apotheken-Reformgesetz – ApoRG) nehmen zu dürfen. 

Herausforderungen wie steigende Kosten, der Fachkräftemangel im Gesundheitswesen, 

einhergehend mit einer im Durchschnitt älter werdenden Bevölkerung mit mehr Krankheitslast 

und Versorgungsbedarf führen zu einem Anpassungsdruck im Gesundheitssystem.  

Vor diesem Hintergrund können einige der Regelungen des vorliegenden Gesetzentwurfs 

gesehen werden. Dazu gehört die Möglichkeit der Öffnung von öffentlichen Apotheken bei 

Anwesenheit von erfahrenen pharmazeutisch-technischen Assistent:innen, die 

Beschäftigungsmöglichkeiten weiterer Berufsgruppen mit geeigneter Ausbildung für 

bestimmte unterstützende Tätigkeiten in der Apotheke, die Anpassung des § 20c 

Infektionsschutzgesetz, das Apotheker:innen berechtigt, für öffentliche Apotheken Impfungen 

mit bestimmten Impfstoffen durchzuführen und die Änderung des § 24 Infektionsschutzgesetz 

das den dort enthaltene Arztvorbehalt in Bezug auf die Durchführung von patientennahen 

Schnelltests in Apotheken aufhebt.  

Diese geplanten Gesetzesänderungen können jedoch nicht nur als Folge gestiegener Kosten 

bzw. des Fachkräftemangels betrachtet werden. Sie können auch als Maßnahmen gewertet 

werden, tradierte Versorgungsstrukturen weiter zu entwickeln und Gesundheitsfachberufen 

durch mehr Kompetenzen zu befähigen, zu einer guten und zukunftsfesten 

Gesundheitsversorgung der Bevölkerung beizutragen.  

Auch Pflegefachpersonen mit und ohne akademische Ausbildung können ihren Beitrag dazu 

leisten. Erforderlich sind neue Aufgabenzuschnitte und Regelungen zu erweiterten 

Kompetenzen, um es Pflegefachpersonen zu ermöglichen ihre Fähigkeiten für eine gute 

Versorgung in die Umsetzung zu bringen. 

 

Zu unseren Anmerkungen in Einzelnen: 

 

Artikel 9 Änderung des Infektionsschutzgesetzes 

 

Nummer 4, Absatz 1 § 20  

In Absatz 1 wird geregelt, dass Apotheker bestimmte Impfungen durchführen dürfen. 
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Stellungnahme 

Wie in vielen Ländern üblich, können auch Pflegefachpersonen bestimmte Impfungen 

durchführen, wenn sie dafür entsprechend qualifiziert sind. Insbesondere während der 

Corona-Pandemie wäre die Ausweitung pflegerischer Kompetenzen beim Impfen für einen 

schnellen Schutz von zu pflegenden Personen hilfreich gewesen. In der ambulanten und 

stationären Langzeitpflege stellen Arztbesuche für Pflegebedürftige oft eine große 

Herausforderung dar. Wenn Pflegefachpersonen bestimmte Impfungen durchführen können, 

erleichtern sie die Versorgung pflegebedürftiger Personen und ihrer Angehörigen und 

entlasten zudem das Gesundheitssystem.  

Der DPR erwartet zeitnah den Gesetzentwurf zum „Advanced Practice Nurse Gesetz“ bei dem 

entsprechende Regelungen angedacht sind. 

 

Nummer 5, Absatz 1 § 24  

In Absatz 1 wird geregelt, dass Apotheker:innen bestimmte diagnostische Verfahren bei Tests 

durchführen dürfen. 

 

Stellungnahme 

Das Aufheben des Arztvorbehalts bei bestimmten Aufgaben ermöglicht es einem weiteren 

Gesundheitsfachberuf spezifische Kompetenzen zur gesundheitlichen Versorgung 

einzubringen. Der DPR begrüßt diese Möglichkeit im Grundsatz. Eine interdisziplinäre 

Zusammenarbeit verschiedener Gesundheitsfachberufe auf Augenhöhe mit klaren 

Aufgabenzuschnitten, darunter die Pflegeprofession, trägt dazu bei, das Gesundheitssystem 

den Anforderungen entsprechend umzubauen und eine gute Gesundheitsversorgung auch in 

Zukunft sicherzustellen. 
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